
Unternehmer und 
Geschäftsführer
Gesetzgebung: Absenkung des Umsatz-
steuersatzes für Erdgas und Fernwärme

Der Umsatzsteuersatz für Erdgas wird be-
fristet von 19 Prozent auf 7 Prozent ge-
senkt. Die Senkung betrifft den Zeitraum 
vom 1.10.2022 bis zum 31.3.2024. Der ermä-
ßigte Umsatzsteuersatz von 7 Prozent gilt 
für die Lieferung von Gas über das Erdgas-
netz. Auch für die Lieferung von Fernwärme 
wurde der Umsatzsteuersatz entsprechend 
gemindert. Nicht entscheidend ist, um 
welche Art von Gas es sich handelt (z.B. 
Biogas oder Erdgas). Ebenso erfasst sind 
Lieferungen von Gas, das vom leistenden 
Unternehmer per Tanklastwagen zum Leis-
tungsempfänger für die Wärmeerzeugung 
transportiert wird. Als Lieferung von „Gas 
über das Erdgasnetz“ gilt auch das Legen 
eines Gas-Hausanschlusses (§  28 Abs.  5 
und 6 UStG, eingefügt durch das „Gesetz 
zur temporären Senkung des Umsatzsteu-
ersatzes auf Gaslieferungen über das Erd-
gasnetz“; BMF-Schreiben vom 25.10.2022, III 
C 2 -S 7030/22/10016 :005).

Praxistipp:
Für die Anwendung des ermäßigten 
Steuersatzes entscheidend ist grund-

sätzlich, wann die Ablesung erfolgt. Ob 
eine Anzahlung erfolgt ist, ist für die 
Höhe der Umsatzsteuer nicht entschei-
dend. Einen Fragen-Antworten-Katalog 
zu dem Thema finden Sie unter: 
www.bundesfinanzministerium.de/
Content/DE/FAQ/2022-09-14-FAQ-tem-
poraere-Senkung-USt-Gas.html

Betriebsnahe Kindergärten: Betreiber 
ist grundsätzlich nicht gemeinnützig

Eine Kinderbetreuungseinrichtung ist nicht 
gemeinnützig tätig, wenn sie sich bei der 
Platzvergabe vorrangig an den Belegungs-
präferenzen ihrer Vertragspartner orien-
tiert. Dies hat der Bundesfinanzhof mit 
Urteil vom 1.2.2022 (V R 1/20) entschieden. 
Im Streitfall schloss die Klägerin mit Un-
ternehmen Verträge über die Errichtung 
und den Betrieb von Kinderbetreuungsein-
richtungen für Kinder der Mitarbeiter der 
Unternehmen. Dabei sollte die Klägerin auf 
die Belegungspräferenz der Unternehmen 
Rücksicht nehmen, sofern dies mit den 
gesetzlichen Bestimmungen, behördlichen 
Auflagen und dem pädagogischen Konzept 
vereinbar war. Andere Personen, die nicht 
bei den Unternehmen beschäftigt waren, 
konnten einen Betreuungsplatz in An-
spruch nehmen, wenn die Unternehmen 

aus ihrer Belegschaft keinen Bedarf hatten 
oder wenn Plätze länger unbelegt blieben. 
Das Finanzamt war der Auffassung, die Klä-
gerin diene nicht gemeinnützigen Zwecken. 
Sie fördere nicht  die Allgemeinheit, weil 
ihre Einrichtungen den Beschäftigten ih-
rer Vertragspartner vorbehalten seien. Die 
Befreiung von der Körperschaftsteuer we-
gen der Verfolgung gemeinnütziger Zwecke 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG sei daher nicht 
zu gewähren. Einspruch und Klage blieben 
erfolglos.

Auch der BFH versagte die Gemeinnüt-
zigkeit. Die Tätigkeit einer gemeinnüt-
zigen Körperschaft muss gemäß § 52  
Abs. 1 Satz 1 AO darauf gerichtet sein, die 
Allgemeinheit zu fördern. Davon ist  nur 
dann auszugehen, wenn im Grundsatz je-
dermann freien Zutritt zur Körperschaft 
oder zu ihren Leistungen hat und sich 
der geförderte Personenkreis dement-
sprechend zumindest als Ausschnitt der 
Allgemeinheit darstellt und die Allgemein-
heit repräsentiert. Daran fehlte es bei der 
Klägerin. Denn sie förderte nur einen Kreis 
von Personen, der aufgrund der Zugehörig-
keit zur Belegschaft eines Unternehmens 
fest abgeschlossen war. Eine verbindliche 
„Restplatzquote“ für andere Personen als 
die Beschäftigten der Vertragspartner der 
Klägerin gab es nicht. Der BFH lehnte zu-
dem eine Befreiung von der Körperschaft-
steuer wegen der Verfolgung mildtätiger 
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Zwecke (§ 53 AO) ab, weil die Klägerin nach 
ihrer Satzung nur gemeinnützige, nicht 
aber auch mildtätige Zwecke verfolgte 
(Quelle: Mittelung des BFH vom 18.8.2022).

Corona-Soforthilfen: Weitere Verwal-
tungsgerichte entscheiden gegen Land 
NRW

Die Rückforderung von im Frühjahr 2020 
ausgezahlten Corona-Soforthilfen durch 
das Land Nordrhein-Westfalen ist rechts-
widrig. Wir haben Sie bereits darüber in-
formiert, dass das Verwaltungsgericht Düs-
seldorf in diesem Sinne entschieden hat 
(Urteile vom 16.8.2022, Az. 20 K 7488/20, 
20 K 217/21 und 20 K 393/22). Nunmehr hat 
auch das VG Köln gegen das Land Nord-
rhein-Westfalen entschieden und den Kla-
gen von sechs Solo-Selbstständigen und 
Kleinunternehmern stattgegeben.

Nachdem im Frühjahr 2020 aufgrund der 
Corona-Pandemie zunehmend kleine Un-
ternehmen und Solo-Selbstständige in 
wirtschaftliche Schwierigkeiten gerie-
ten, legte das Land das Förderprogramm 
„NRW-Soforthilfe 2020“ auf. Es bewilligte 
pauschale Zuwendungen in Höhe von 9.000 
Euro an in Not geratene Betriebe, darunter 
auch an die sechs Kläger. Später ermittelte 
das Land, ob die bei den Zuwendungsemp-
fängern ohne Förderung vorhandenen Mit-
tel seinerzeit tatsächlich nicht ausgereicht 
hätten, um Zahlungsverpflichtungen des 
Unternehmens nachzukommen. Nur solche 
Liquiditätsengpässe erkannte das Land als 
förderfähig an. Die Soforthilfen setzte es 
dementsprechend durch Schlussbeschei-
de niedriger als ursprünglich bewilligt 
fest und forderte entsprechende Teilbe-
träge zurück. Dabei stellte es sich auf den 
Standpunkt, die Auszahlungen aufgrund 
der Bewilligungen im Frühjahr 2020 seien 
lediglich vorläufig erfolgt. Für die Höhe der 
Förderung komme es zudem auf Umsatz-
ausfälle nicht an. Die Kläger waren anderer 
Auffassung und erhoben im Januar dieses 
Jahres Klagen gegen die Schlussbescheide. 
Die Klagen waren erfolgreich. Das Gericht 
ist dem beklagten Land in seinen beiden 
zentralen Argumenten nicht gefolgt. Es hat 
die angegriffenen Schlussbescheide aufge-
hoben (Urteile vom 16.9.2022, 16 K 125/22; 
16 K 127/22; 16 K 406/22; 16 K 412/22; 16 K 
499/22; 16 K 505/22). 

Begründung: Das Land ist zu Unrecht da-
von ausgegangen, dass die Bewilligungen 
im Frühjahr 2020 unter dem Vorbehalt ei-
ner späteren endgültigen Entscheidung 
standen. Ein solcher Vorbehalt ist zwar 
rechtlich möglich, muss aber aus den Be-
willigungsbescheiden klar erkennbar her-
vorgehen. Jedwede Unklarheit geht zu Las-

ten der Behörde. Diese hat es in der Hand, 
Auslegungsprobleme durch eindeutige 
Formulierungen zu vermeiden. Die an die 
Kläger gerichteten Bewilligungsbescheide 
enthielten weder ausdrücklich noch in-
direkt einen solchen Vorbehalt. Auch aus 
den sonstigen zum Bewilligungszeitpunkt 
verfügbaren Informationen, insbesondere 
den vom Land veröffentlichten Hinweisen 
zum Förderprogramm, mussten die Kläger 
nicht den Schluss ziehen, es habe sich 
um eine bloß vorläufige Bewilligung ge-
handelt. Ob die Förderrichtlinie des Lan-
des vom 31.5.2020 etwas anderes regelt, 
ist irrelevant, weil diese bei Erlass der 
Bewilligungsbescheide noch nicht exis-
tierte. Zudem sind die Schlussbescheide 
rechtswidrig, weil das Land darin für die 
Berechnung der Soforthilfen alleine auf 
einen Liquiditätsengpass abgestellt hat. 
Die Bewilligungsbescheide erlaubten aber 
auch eine Verwendung der Soforthilfen 
zur Kompensation von Umsatzausfällen. 
An diese Festlegung war das Land in der 
Folge gebunden. Gegen die Urteile kann 
das Land Berufungen einlegen (Quelle: VG 
Köln, Pressemitteilung vom 16.9.2022). Im 
gleichen Sinne hat das Verwaltungsgericht 
Gelsenkirchen entschieden (Urteile vom 
23.9.2022, 19 K 297/22 und 19 K 317/22).

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Gesetzgebung: Steuer- und abgaben-
freie Sonderzahlung bis 3.000 Euro 
möglich

Arbeitgebern wird die Möglichkeit einge-
räumt, ihren Beschäftigten eine steuer- 
und sozialabgabenfreie Sonderleistung 
(„Inflationsausgleichsprämie“) von bis zu 
3.000 Euro auszuzahlen. Im Einzelnen gilt: 
Vom Arbeitgeber gewährte Leistungen sind 
bis zu einem Gesamtbetrag von 3.000 Euro 
steuer- und abgabenfrei. Hierbei handelt 
es sich um einen Freibetrag, der unab-
hängig davon gilt, ob die Leistungen in 
Form von Zuschüssen oder Sachbezügen 
gewährt werden. An den Zusammenhang 
zwischen Leistung und Preissteigerung 
werden keine besonderen Anforderungen 
gestellt. Es genügt, wenn der Arbeitgeber 
bei Gewährung der Leistung in beliebiger 
Form (zum Beispiel durch entsprechenden 
Hinweis auf dem Überweisungsträger im 
Rahmen der Lohnabrechnung) deutlich 
macht, dass diese im Zusammenhang mit 
der Preissteigerung steht. Die Prämie muss 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn gewährt werden. Begünstigt sind 
Arbeitgeberleistungen, die vom Tag nach 
der Verkündung des Gesetzes bis zum 
31.12.2024 geleistet werden. Es kann auch 
in mehreren Teilbeträgen gezahlt werden 
(§ 3 Nr. 11c EStG in der Fassung des Geset-

zes zur temporären Senkung des Umsatz-
steuersatzes auf Gaslieferungen über das 
Erdgasnetz).

Praxistipp:
Mit einer Ergänzung der Arbeitslosen-
geld II/Sozialgeld-Verordnung wird 
sichergestellt, dass die Inflations-
ausgleichsprämie bei Beziehern von 
Leistungen nach dem SGB II nicht als 
Einkommen berücksichtigt wird, um die 
steuerliche Privilegierung auch im SGB 
II nachzuvollziehen.

Immobilienbesitzer

Vereinfachungsregel für PV-Anlagen: 
Aufladen des Elektro-Kfz ist unschädlich

Betreiber kleiner Photovoltaikanlagen 
(derzeit: bis 10 kW, ab 1.1.2023 voraussicht-
lich bis 30 kW) können von dem so ge-
nannten Liebhaberei-Wahlrecht Gebrauch 
machen. Nutzen sie diese Vereinfachungs-
regelung, wird auf die Erstellung und Abga-
be einer Einnahmen-Überschussrechnung 
verzichtet und Gewinne müssen nicht mehr 
versteuert werden. Im Gegenzug dürfen 
allerdings keine Verluste steuerlich abge-
zogen werden. Das Liebhaberei-Wahlrecht 
gilt allerdings nur für die Einkommen- und 
nicht für die Umsatzsteuer (BMF-Schreiben 
vom 29.10.2021, BStBl 2021 I S. 2202).

Nach dem reinen Wortlaut des BMF-Schrei-
bens vom 29.10.2021 dürfte das Wahlrecht 
eigentlich nicht ausgeübt werden, wenn 
der Elektro-Dienstwagen eines Arbeitneh-
mers oder der Elektro-Firmenwagen eines 
Selbstständigen zuhause mit dem selbst 
erzeugten Strom aufgeladen werden. Nun 
hat das Bundesfinanzministerium aller-
dings für Klarheit gesorgt: „Das Aufladen 
eines Elektro-Autos - auch eines betrieb-
lich genutzten - ist für die Inanspruchnah-
me der Vereinfachungsregelung unschäd-
lich.“ Damit kann das Wahlrecht also auch 
dann ausgeübt werden, wenn der Strom 
für das dienstlich oder betrieblich genutz-
te Elektroauto durch die heimische Photo-
voltaikanlage produziert und genutzt wird 
(Quelle: Steuerrat24).

PV-Anlagen: Wichtige steuerliche Ände-
rungen zum 1. Januar 2023 geplant

Mit Wirkung zum 1. Januar 2023 sollen 
Photovoltaikanlagen steuerlich besser 
gefördert werden. Der Entwurf des Jah-
ressteuergesetzes 2022 sieht Folgendes 
vor: Ertragsteuerlich, also bei der Einkom-
men- und Gewerbesteuer, sollen künftig 
nicht nur kleine Anlagen bis 10 kW von der 
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Besteuerung ausgenommen werden. Nach 
dem Willen der Bundesregierung wird eine 
Ertragsteuerbefreiung für Einnahmen aus 
dem Betrieb von Photovoltaikanlagen bis 
zu einer Bruttonennleistung (lt. Markt-
stammdatenregister) von 30 kW auf Ein-
familienhäusern und Gewerbeimmobilien 
bzw. 15 kW je Wohn- und Gewerbeeinheit 
bei übrigen, überwiegend zu Wohnzwe-
cken genutzten Gebäuden (z.B. Mehrfami-
lienhäuser, gemischt genutzte Immobili-
en) eingeführt. Umsatzsteuerlich soll ein 
so genannter Nullsteuersatz gelten. Das 
bedeutet: Für die Lieferung, den innerge-
meinschaftlichen Erwerb, die Einfuhr und 
die Installation von Photovoltaikanlagen 
und Stromspeichern soll in Zukunft eine 
Umsatzsteuer von „0“ gelten, soweit es 
sich um eine Leistung an den Betreiber der 
Photovoltaikanlage handelt und die Anlage 
auf oder in der Nähe von Privatwohnungen, 
Wohnungen sowie öffentlichen und ande-
ren Gebäuden, die für dem Gemeinwohl 
dienende Tätigkeiten genutzt werden, in-
stalliert wird. Betreiber von Photovoltaik-
anlagen werden also bei der Anschaffung 
der entsprechenden Anlage nicht mehr mit 
Umsatzsteuer belastet, so dass sich Fragen 
rund um den Vorsteuerabzug erübrigen. 
Wenn dieser Nullsteuersatz angewandt 
wird, bleibt aber der Vorsteuerabzug des 
Lieferanten bzw. Handwerkers erhalten. 
Dies erlaubt eine neue EU-Verordnung. Na-
türlich bleibt abzuwarten, ob die geplan-
ten Regelungen tatsächlich verabschiedet 
werden.

Praxistipp:
Es ist davon auszugehen, dass der 
Zeitpunkt der Leistungserbringung 
darüber entscheidet, ob die Anlage mit 
Umsatzsteuer geliefert bzw. installiert 
wird oder ob bereits der Nullsteuersatz 
zur Anwendung gelangt. Als Leistungs-
zeitpunkt gilt der Tag der Lieferung bzw. 
Installation oder - wenn eine Abnahme 
des fertig gestellten Werks vereinbart 
wurde bzw. vorgesehen ist - der Tag 
der Übergabe und Abnahme. Der Tag 
der Bestellung der Anlage ist - nach der 
derzeitigen Fassung des Gesetzes - un-
erheblich. Besonderheiten können bei 
eigenständigen Teilleistungen gelten. 
Diese werden grundsätzlich bereits im 
Zeitpunkt der Erbringung und Abnahme 
besteuert.

Grundsteuer: Fristverlängerung für 
Abgabe der Erklärungen bis 31.1.2023

Immobilieneigentümer sind aufgefordert 
worden, zwischen dem 1. Juli und dem 31. 
Oktober 2022 eine „Erklärung zur Feststel-

lung der Grundsteuerwerte“ zu erstellen 
und beim Finanzamt einzureichen. Dies 
muss grundsätzlich auf elektronischem 
Wege erfolgen. Zunächst hieß es vehe-
ment, dass es keine allgemeine Fristver-
längerung zur Abgabe der Erklärungen 
geben würde. Die Finanzministerinnen und 
Finanzminister der Länder haben sich aber 
nunmehr doch  gemeinsam - in Abstim-
mung mit dem Bundesfinanzministerium 
- auf eine einmalige Fristverlängerung für 
die Erklärungsabgabe bei der Grundsteu-
er verständigt. Statt am 31. Oktober 2022 
läuft die Frist nunmehr am 31. Januar 2023 
ab. Das neue Fristende sei unbedingt ein-
zuhalten, so der Tenor der Erörterungen in 
Berlin, hierfür gelten für das weitere Ver-
fahren die hierfür vorgesehenen gesetzli-
chen Regelungen.

 Kapitalanleger

Abgeltungsteuer: Vorlage an das Bun-
desverfassungsgericht aufgehoben

Private Zinserträge und Dividenden un-
terliegen - von einigen Ausnahmen ab-
gesehen - der Kapitalertragsteuer von  
25 Prozent, auch wenn der persönliche 
Steuersatz höher ist. Folglich wird die 
Steuer zumeist Abgeltungsteuer genannt. 
Von manchen wird der Steuersatz von 25 
Prozent als zu niedrig empfunden. Das Nie-
dersächsische Finanzgericht hatte daher 
das Bundesverfassungsgericht angerufen, 
damit dieses klären möge, ob der abge-
ltende Steuersatz mit dem Gleichheits-
grundsatz des Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz 
vereinbar ist (Beschluss vom 18.3.2022, 7 
K 120/21). Das beklagte Finanzamt hat nun 
mitgeteilt, dass es dem Klageantrag des 
Klägers in dem zugrunde liegenden Streit-
fall entsprochen habe. Daraufhin haben 
das Finanzamt und der Kläger den Rechts-
streit einvernehmlich für erledigt erklärt. 
Aufgrund der Erledigung des Klageverfah-
rens ist auch der Vorlagebeschluss an das 
Bundesverfassungsgericht aufgehoben 
worden. Eine Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts zur Verfassungswidrigkeit 
der Abgeltungsteuer wird also in diesem 
Verfahren nicht mehr erfolgen.

Verluste bei Kapitalerträgen: Verlustbe-
scheinigung bis 15.12.2022 beantragen

Banken nehmen eine Verrechnung von Ver-
lusten und negativen Einnahmen mit posi-
tiven Kapitalerträgen bereits während des 
Jahres vor. Hierzu bilden sie für jeden An-
leger einen so genannten Verlustverrech-
nungstopf. Bis zur Höhe der Verluste wird 
dann von positiven Kapitalerträgen keine 
Abgeltungsteuer einbehalten oder früher 

- Seite 3 -

einbehaltene Steuer wieder erstattet. Ge-
nau genommen bilden die Banken sogar 
zwei Verlustverrechnungstöpfe, und zwar 
einen allgemeinen Verlustverrechnungs-
topf und einen Aktien-Verlustverrech-
nungstopf speziell für Verluste und Ge-
winne aus Aktiengeschäften. Die Verluste 
aus den Töpfen überträgt die Bank in das 
nächste Kalenderjahr, so dass der Verlust 
steuerlich weiter erhalten bleibt. Doch Sie 
können auch beantragen, dass die Bank Ih-
nen eine Bescheinigung über den verblei-
benden Verlust ausstellt. Dann wird der 
Verlustverrechnungstopf auf Null gestellt. 
Mit dieser Verlustbescheinigung können 
Sie den Verlustbetrag dann in Ihrer Steuer-
erklärung geltend machen und gegebenen-
falls mit positiven Kapitalerträgen anderer 
Bankinstitute verrechnen lassen. Dazu ist 
aber ein wichtiger Termin zu beachten: Nur 
bis zum 15. Dezember 2022 kann die Ver-
lustbescheinigung bei der Bank für das Ka-
lenderjahr 2022 beantragt werden. 

Praxistipp:
Die Banken dürfen bei der Frage, ob 
ein Verlust steuerlich anzuerkennen ist, 
nur die Auffassung des Bundesfinanz-
ministeriums berücksichtigen. Zuweilen 
gibt es positive Urteile, die einen 
Verlustabzug entgegen der Ansicht 
des BMF zulassen. Doch die Banken 
dürfen diese Urteile nicht anwenden, 
solange sie von der Finanzverwaltung 
nicht „allgemein akzeptiert“ werden. 
Daher ist sehr genau zu prüfen, ob 
der Verlustverrechnungstopf und die 
Verlustbescheinigung tatsächlich alle 
Verluste enthalten. 

Praxistipp:
Verluste aus wertlosen Aktien bei der 
reinen Depotausbuchung dürfen zwar 
mit Einkünften aus Kapitalvermögen 
ausgeglichen werden, allerdings gibt 
es hier eine betragsmäßige Grenze. Die 
Verluste können nur mit Einkünften 
aus Kapitalvermögen bis zur Höhe 
von 20.000 Euro ausgeglichen werden. 
Nicht verrechnete Verluste sind dann 
auf Folgejahre vorzutragen. Wichtig: 
Bei wertlos gewordenen Aktien nimmt 
die Bank keine Verlustverrechnung 
vor. Sie stellt Verluste also nicht in 
den Verlusttopf ein. Die Verluste aus 
wertlos gewordenen Aktien müssen 
also zwingend in die Steuererklärung 
übernommen werden. Bitte informieren 
Sie uns, wenn bei Ihnen entsprechende 
Verluste entstanden sind.
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  Alle Steuerzahler

Kindergeld: Verlust bei längerem Schul-
besuch außerhalb des EU-/EWR-Raums?

Begibt sich ein Kind für einen Schulbesuch 
oder für ein Studium längere Zeit ins Aus-
land, entfällt der Kindergeldanspruch der 
Eltern grundsätzlich nicht. Sofern das Kind 
aber eine Schule oder eine andere Ausbil-
dungseinrichtung außerhalb des EU- und 
EWR-Raums besucht, bleibt der Anspruch 
auf Kindergeld nur erhalten, wenn es sei-
nen Inlandswohnsitz beibehält. Der Bun-
desfinanzhof hat seine diesbezügliche 
Rechtsprechung noch einmal bestätigt und 
wie folgt entschieden: Hält sich ein zu-
nächst im Inland wohnhaftes minderjähri-
ges Kind zu Ausbildungszwecken für mehr 
als ein Jahr außerhalb des Gebietes der EU 
und des EWR auf, behält es seinen Inlands-
wohnsitz in der Wohnung eines oder bei-
der Elternteile nur dann bei, wenn ihm in 
dieser Wohnung zum dauerhaften Wohnen 
geeignete Räume zur Verfügung stehen, es 
diese objektiv jederzeit nutzen kann und 
tatsächlich mit einer gewissen Regelmä-
ßigkeit auch nutzt. Eine Beibehaltung des 
Inlandswohnsitzes kommt dabei im Regel-
fall nur dann in Betracht, wenn das Kind 
diese Wohnung zumindest zum überwie-
genden Teil der ausbildungsfreien Zeiten, 
also den Schul- oder Semesterferien, tat-
sächlich nutzt (BFH-Urteil vom 28.4.2022, III 
R 12/20). 
Im Urteilsfall lebte ein Kind länger als ein 
Jahr in einem Drittland bei den Großel-
tern, um dort in der Schule die arabische 
Sprache zu lernen. Der BFH hat nicht ab-
schließend entschieden, sondern die Sa-
che an die Vorinstanz zurückverwiesen. 

Diese muss nun einige Feststellungen zum 
Vorliegen eines inländischen Wohnsitzes 
nachholen.

Praxistipp:
Für die Beibehaltung eines Inlands-
wohnsitzes im Hause der Eltern bei 
mehrjährigen Auslandsaufenthalten 
reichen nur kurze, üblicherweise durch 
die Eltern-Kind-Beziehung begründete 
Besuche regelmäßig nicht aus. Fehlen-
de finanzielle Mittel für Heimreisen des 
Kindes können zudem nicht die fehlen-
den wesentlichen Inlandsaufenthalte in 
den ausbildungsfreien Zeiten kompen-
sieren (BFH-Urteil vom 25.9.2014, III R 
10/14). Eltern und Kinder sollten im Üb-
rigen Beweisvorsorge treffen und zum 
Beispiel Flugtickets aufbewahren, die 
belegen, dass sich das Kind tatsächlich 
längere Zeit im Inland aufgehalten hat. 
Der guten Ordnung halber sei darauf 
hingewiesen, dass es beim Kindergeld 
Besonderheiten im Zusammenhang 
mit den Ländern gibt, mit denen ein 
Abkommen über Soziale Sicherheit 
besteht (z.B. der Türkei).

Kindergeld: Facharztweiterbildung ist 
keine Erstausbildung

Für ein Kind zwischen dem 18. und dem 
25. Lebensjahr erhalten die Eltern Kinder-
geld, wenn es sich noch in der Berufsaus-
bildung befindet. Allerdings gibt es eine 
wichtige Differenzierung zwischen Erst- 
und Zweitausbildung: Bei einer Erstaus-
bildung wird das Kind ohne weitere Vo-
raussetzungen berücksichtigt. Bei einer 

Zweitausbildung, also nach Abschluss 
einer erstmaligen Berufsausbildung oder 
eines Erststudiums, wird ein Kind hinge-
gen nur berücksichtigt, wenn es keiner 
Erwerbstätigkeit nachgeht. Lediglich eine 
Erwerbstätigkeit mit bis zu 20 Stunden re-
gelmäßiger wöchentlicher Arbeitszeit, ein 
Ausbildungsdienstverhältnis oder ein ge-
ringfügiges Beschäftigungsverhältnis sind 
unschädlich (§ 32 Abs. 4 Satz 2 u. 3 EStG). 
Kürzlich hat das Niedersächsische Finanz-
gericht entschieden, dass eine Facharzt-
weiterbildung im Anschluss an das Medi-
zinstudium lediglich eine Zweitausbildung 
darstellt. Die Erstausbildung des Kindes 
ende mit Abschluss des Medizinstudiums 
durch Ablegung der ärztlichen Prüfung, so 
dass während der Facharztweiterbildung 
kein Kindergeld gezahlt werden kann, zu-
mal der Umfang der beruflichen Tätigkeit 
während der Weiterbildungszeit weit über 
20 Stunden liegt (Urteil vom 17.11.2021, 9 K 
114/21). 

Praxistipp:
Das FG Thüringen hat in seinem Urteil 
vom 27.3.2018 (2 K 308/17) eine andere 
Auffassung vertreten. Es hat seiner-
zeit entscheidend darauf abgestellt, 
dass das Berufsziel des Kindes nicht 
Praktischer Arzt, sondern die Qualifi-
zierung als Neurochirurg gewesen sei. 
Damit lag eine so genannte mehrak-
tige Berufsausbildung vor. Aufgrund 
der unterschiedlichen Sichtweise der 
Finanzgerichte haben die Nieder-
sächsischen Richter nun die Revision 
zugelassen, die bereits unter dem Az. III 
R 40/21 vorliegt.
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